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Vorliemerkung 

Die vorliegende Stellungnahme des Wissenschaftsrates zur Neu-

gestaltung der Personalstruktur ist von der am 9. Juli 1976 

eingesetzten Arbeitsgruppe wissenschaftlicher Nachwuchs vor-

bereitet worden. Die Arbeitsgruppe war der Ansicht, daß die 

Situation des wissenschaftlichen Nachwuchses in den kommen-

den Jahren weitgehend von der Personalstruktur und von der 

Art und Weise abhängt, wie das Hochschulrahmengesetz in Län-

dergesetze umgesetzt wird, wie die Stellen umgewandelt wer-

den und wie das vorhandene Personal übergeleitet wird. Sie 

hat dem Themenbereich der Personalstruktur deswegen Priori-

tät bei ihrer Tätigkeit gegeben. Im Arbeitsprogramm des 

Wissenschaftsrates für 1977/78 (Drs. 3359/77) ist vorge-

sehen, daß sich die Arbeitsgruppe nach Verabschiedung der 

Stellungnahme zur Neugestaltung der Personalstruktur den 

Fragen spezifischer Förderungsmaßnahmen für den wissen-

schaftlichen Nachwuchs sowie den Möglichkeiten einer Stei-

gerung der Mobilität von Wissenschaftlern zuwendet. 

Die Stellungnahme wurde von den Kommissionen und von der 

Vollversammlung des Wissenschaftsrates im Mai und im Juli 

1977 erörtert. Nach einer Anhörung von Vertretern aller 

Länder in einer Sondersitzung der Arbeitsgruppe und nach er-

neuter Beratung in den Kommissionen ist die Empfehlung von 

der Vollversammlung des Wissenschaftsrates am 11. November 

1977 verabschiedet worden. 
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I. Zur Problemlage 

(1) In den Empfehlungen des Wissenschaftsrates zum fünften 

Rahmenplan für den Hochschulbau 1976 bis 1979 sind Überle-

gungen zur personellen Situation der Hochschulen enthalten 

(vgl. Empfehlungen und Stellungnahmen 1975, S. 109 ff.), in 

denen die Ersatznachfrage nach Professoren und Dozenten so-

wie nach sonstigen Lehrkräften und die Zusatznachfrage hei 

unterschiedlichen Annahmen über den weiteren Ausbau der 

Hocnschulen quantifiziert sind. Erhebungen und Berechnungen 

einzelner Länder mit neueren Zahlen über den Stellenbestand 

und die Altersstruktur der Hochschullehrer haben die Annahmen 

und Schätzungen des Wissenschaftsrates bestätigt. Danach geht 

die Zahl der jährlich freiwerdenden und zu besetzenden Dauer-

stellen für wissenschaftliches Personal im Hochschulbereich 

gegenüber den vergangenen Jahren stark zurück (vgl. auch Emp-

fehlungen zum siehten Rahmenplan für den Hochschulbau 1978 bis 

1981, Abschnitt c.III, S. 88 ff.). 

Für die übrigen Bereiche, in denen wissenschaftliche Nach-

wuchskräfte tätig werden könnten, liegen entsprechend de-

taillierte Untersuchungen über die Ersatznachfrage und eine 

eventuelle Zusatznachfrage bisher nicht vor. Es kann jedoch 

davon ausgegangen werden, daß die Entwicklungstendenz in 

diesen Bereichen gleichartig ist, d.h. daß das Durchschnitts-

alter der Inhaber von Dauerstellen in den letzten Jahren stark 

zurückgegangen ist, daß die Ersatznachfrage sich daher drastisch 

verringert und daß die Zusatznachfrage jedenfalls derzeit stag-

niert. 

Diesem Rückgang an jährlich neu zu besetzenden Dauerstellen steht 

eine immer noch ansteigende Nachfrage nach solchen Stellen ge-

genüber. Die Quantifizierung der Nachfrage stößt allerdings auf 

erhebliche Schwierigkeiten, da der Kreis der Kräfte, die zum 

wissenschaftlichen Nachwuchs zu zählen sind, nicht eindeu-

tig abgegrenzt werden kann. Die Fragen der Abgrenzung der 

eigentlichen wissenschaftlichen Nachwuchskräfte aus der 

großen Zahl der sich Weiterqualifizierenden können jedoch 
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dahingestellt bleiben, da der Nachfrageüberhang nach Dauer-

stellen völlig eindeutig ist. Die derzeitige Situation ist 

also durch eine große Zahl von Stellen gekennzeichnet, auf 

denen sich Nachwuchskräfte über das erste berufsqualifizie-

rende Examen hinaus weiterbilden können, und durch einen 

drastischen Rückgang der jährlich zu besetzenden Dauer-

stellen im Hochschulbereich. 

(2) Der Rückgang der Zahl der jährlich zu besetzenden Dauer-

stellen im Hodhschulbereich hat jedoch nicht nur Folgen für 

die Chancen des wissenschaftlichen Nachwuchses, sondern bringt 

auch Gefahren für das Leistungsvermögen und das Innovations-

potential der Wissenschaft mit sich. 

Wie kaum ein anderer Bereich bedarf die Forschung stetiger kon-

tinuierlicher Pflege, wenn wissenschaftlicher Fortschritt er-

reicht werden soll. Die Neuschaffung einer Forschungsinfra-

struktur auf hohem Niveau, das Schließen von Lücken in der 

Forschung und der Anschluß an internationale Standards sind, 

wie die Nachkriegszeit gezeigt hat, mit hohen Risiken und 

hohem finanziellen Aufwand verbunden. Eine Wirtschaft aber, 

die aufgrund der Knappheit an natürlichen Ressourcen lang-

fristig vom wissenschaftlichen Fortschritt und vom techno-

logischen Standard abhängt, ist auf die Qualität der Wissen-

schaft und auf Ergebnisse der Forschung angewiesen. Dazu be-

darf es eines kontinuierlichen Zustroms neuer Ideen, der sei-

nerseits nicht zuletzt vom kontinuierlichen Zustrom neuen qua-

lifizierten Personals abhängig ist. 

Es darf auch nicht übersehen werden, daß ein starker Zusammen-

hang zwischen der Forschungsentwicklung und der Qualifizierung 

des Nachwuchses besteht, da ein erheblicher Teil der Forschung 

von jüngeren Nachwuchswissenschaftlern geleistet wird. 

(3) Aufgrund des Hochschulrahmengesetzes des Bundes vom 

26. Januar 1976 sind Änderungen der Personalstruktur der 



Jochschulen notwendig geworden, die die gegebene Situation 

beeinflussen werden. Ob die Auswirkungen für den wissenschaft-

lichen Nachwuchs und für das Leistungsvermögen der Wissen-

schaft positiv oder negativ sein werden, hängt weitgehend von 

der Art und Weise ab, wie die entsprechenden Vorschriften des 

Hochschulrahmengesetzes interpretiert, in Hochschulgesetze 

der Länder umgesetzt und verwirklicht werden. 

So gibt das Hochschulrahmengesetz die Möglichkeit, die 

Stellen der einzelnen Kategorien auf Dauer oder auf Zeit 

zu besetzen. Eine Erhöhung der Zahl der auf Dauer zu be-

setzenden Stellen gegenüber der derzeitigen Situation 

würde die Lage des Nachwuchses zwar durch Schaffung ver-

mehrter Einstellungsmöglichkeiten vorübergehend erleichtern, 

auf längere Sicht aber gefährliche Verschlechterungen bewir-

ken. Der Ersatzbedarf würde durch eine weitere Senkung des 

Durchschnittsalters noch weiter zurückgehen. Die Innovations-

fähigkeit des Wissenschaftssystems und seine Anpassungsfähig-

keit an neuere Entwicklungen würden abnehmen, und zwar sowohl 

im Hinblick auf die Forschung als auch im Hinblick auf das 

sich ändernde Verhalten der Studienbewerber und die sich da-

raus ergebende Notwendigkeit, den Ausbildungsbedarf in den 

einzelnen Fachrichtungen und die personelle Ausbildungskapa-

zität in Übereinstimmung zu bringen. Die mangelnden Karriere-

chancen würden gerade die höchstqualifizierten Nachwuchskräfte 

davon abhalten, ihren Berufsweg in der Wissenschaft zu wählen. 

Nach § 72 HRG muß das Landesrecht innerhalb von drei Jahren 

nach Inkrafttreten des Hochschulrahmengesetzes geändert wer-

den, also bis Ende Januar 1979. In den Ländern wird daher zur 

Zeit intensiv über die Umsetzung des Hochschulrahmengesetzes 

nachgedacht; fast überall liegen auch bereits Entwürfe für ge-

änderte Landeshochschuigesetze vor. In Baden-Württemberg sind 

die neuen Hochschulgesetze schon am 10.11.1977 verabschiedet 

worden. 
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Ziel der einschlägigen Vorschriften des Hochschulrahmenge-

setzes war nicht nur eine Vereinheitlichung der in den einzel-

nen Ländern unterschiedlichen Personalstruktur, sondern vor 

allem auch eine Vereinfachung der gegenwärtig gültigen, recht 

differenzierten Regelungen. Eine Typisierung der Aufgaben und 

Personalkategorien schien dem Gesetzgeber, auch wegen der ge-

wachsenen Quantitäten (rund 18.5oo Stellen für wissenschaft-

liches Personal im Jahre 196o, rund 75.5oo Stellen im Jahre 

1975), erforderlich. § 42 HRG sieht nur noch folgende vier 

Gruppen für hauptberuflich tätiges wissenschaftliches Perso-

nal der Hochschulen vor: Professoren, Hochschulassistenten, 

wissenschaftliche Mitarbeiter und Lehrkräfte für besondere 

Aufgaben. 

Es fragt sich allerdings, ob diese Personalkategorien aus-

reichen, um den unterschiedlichen Anforderungen der verschie-

denen Hochschularten, auf die sich das Hochschulrahmengesetz 

erstreckt (Universitäten, Gesamthochschulen, Pädagogische 

Hochschulen, Kunst- und Musikhochschulen, Fachhochschulen 

und die Sporthochschule), und den mindestens ebenso unter-

schiedlichen Anforderungen der verschiedenen Fächer und Fä-

chergruppen Rechnung zu tragen. Es ist deswegen zu untersu-

chen, ob den unterschiedlichen Bedürfnissen durch Differen-

zierungen innerhalb der einzelnen Personalkategorien ent-

sprochen werden kann und wie diese Differenzierungen gege-

benenfalls vorzunehmen sind. 
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II. Zur Neugestaltung der Personalstruktur auf der Grund-

lage des Hochschulrahmengesetzes 

ilie Vorschläge für die Interpretation des Hochschulrahmenge-

setzes und für die Umsetzung in Ländergesetze gehen von den 

durch das Hochschulrahmengesetz vorgegebenen Stellengruppen 

aus. Für jede dieser Stellengruppen ist untersucht worden, 

ob die dort vorgesehenen Regelungen den differenzierten tat-

sächlichen Anforderungen entsprechen. Diese Untersuchung hat 

sich insbesondere auf folgende Tatbestände erstreckt: 

- die Aufgaben der Stellengruppe, ggf. nach Fächern, Hoch-

schularten oder sonstigen Unterscheidungsmomenten diffe-

renziert, unter Einbeziehung der Frage der Weisungsgebun-

denheit und der Lehrbelastung; 

- Beschäftigungsverhältnis, Beschäftigungsdauer; 

- Eingangsvoraussetzungen, Ernennungsverfahren; 

- zahlenmäßige Relation der Stellengruppe zu anderen Stellen-

gruppen. 

Im folgenden wird auf diese Punkte nur dann eingegangen, wenn 

die im Hochschulrahmengesetz vorgesehenen Regelungen dem Wis-

senschaftsrat interpretationsbedürftig erschienen und daher 

bei der Umsetzung in Landesgesetze in bestimmter Richtung 

verdeutlicht werden sollten. 

II. 1. Professoren (§§ 43 bis 46, 49 bis 52 HRG) 

a) Aufgaben 

bei der Beschreibung der Aufgaben der Professoren muß zwischen 

verschiedenen Hochschultypen differenziert werden: den Uni-

versitäten, Technischen Hochschulen, Theologischen Hochschu- 
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len und - soweit sie nicht ohnehin in die Universitäten in-

korporiert sind - Pädagogische Hochschulen, den Kunst- und 

Musikhochschulen, den Fachhochschulen sowie den Gesamthoch-

schulen. Im folgenden wird näher auf wissenschaftliche Hoch-

schulen, Fachhochschulen und Gesamthochschulen eingegangen. 

(1) Aufgabe der Professoren an wissenschaftlichen Hochschu-

len ist die selbständige Wahrnehmung eines Fachs in Forschung 

und Lehre. Art und Umfang der von dem einzelnen Professor 

wahrzunehmenden Aufgaben richten sich nach der Ausgestaltung 

seines Dienstverhältnisses und der Funktionsbeschreibung 

seiner Stelle (§, 43 Abs. 3 Satz 1 HRG). 

Der 'Jissenschaftsrat ist sich darüber klar, daß in der Hoch-

schule verschiedene Funktionen wahrzunehmen sind, daß das 

Maß der von dem einzelnen Professor für Forschung, Lehre 

und die Förderung des wissenschaftlichen Nachwuchses zu tra-

genden Verantwortung durchaus unterschiedlich sein kann und 

daß es erhebliche Qualitätsunterschiede zwischen Professoren 

schon immer gegeben hat, gibt und weiterhin geben wird. Pro-

fessorenstellen sind deswegen in verschiedenen Besoldungsgrup-

pen ausgebracht. Der Wissenschaftsrat sieht allerdings ganz 

erhebliche Schwierigkeiten, die den einzelnen Besoldungsgrup-

pen zuzuordnenden Funktionen generell zu beschreiben. 

Hauptkriterien werden die Anforderungen sein müssen, die für 

die Vertretung und insbesondere auch für die Weiterentwick-

lung eines Faches in Forschung und Lehre einschließlich der 

Heranbildung des qualifizierten wissenschaftlichen Nachwuchses 

zu stellen sind. Dabei können die Breite des Faches und das 

Maß an Spezialisierung mitberücksichtigt werden, sollten aber 

nicht allein ausschlaggebend sein. Es muß möglich bleiben, 

auch für eine hochspezialisierte Teildisziplin eine Profes-

sur nach C 4 einzurichten. Die Funktionsbeschreibung von 

Professorenstellen wird im übrigen nur unter Berücksichti- 
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gung der spezifischen Verhältnisse der jeweiligen Fachrich-

tung und der einzelnen Hochschule sachgerecht vorgenommen 

werden können. Es erscheint kaum möglich, hierfür allgemein 

gültige Regeln aufzustellen. Entscheidend ist jedoch, von 

Fall zu Fall diejenigen Anforderungen zu beschreiben, die 

für die Erfüllung der Aufgaben der Stelle erforderlich sind. 

Auch wenn eine solche Beschreibung nicht voll gelingen sollte, 

erwartet der Wissenschaftsrat, daß die Qualifikationen der 

Bewerber um ausgeschriebene C 4-Stellen im Regelfall höher 

und breiter fundiert sein werden als bei der Ausschreibung 

von C 2- und C 3-Professuren. Diese Möglichkeiten der Aus-

wahl unter Desonders qualifizierten Bewerbern werden bei ent-

sprechender Handhabung durch die Hochschulen und die Mini-

sterien dazu führen, daß die C 4-Professuren mit den am höch-

sten qualifizierten Wissenschaftlern besetzt werden. Eben dies 

hält der Wissenschaftsrat auch für die entscheidend wichtige 

Forderung bei der Besetzung von Professorenstellen. 

Hinsichtlich der Pflichten in Forschung und Lehre sollen 

durchaus Unterschiede zwischen den Professoren, auch inner-

halb der gleichen Besoldungsgruppe, bestehen können. Es soll 

also möglich sein, daß ein Professor schwerpunktmäßig in der 

Forschung und ein anderer schwerpunktmäßig in der Lehre tätig 

ist. Solche Schwerpunktsetzungen müssen im Zeitablauf variiert 

werden können (§ 43 Abs. 3 HRG). Die unterschiedlichen Ver-

pflichtungen in Forschung und Lehre sollen jedoch nicht gene-

rell mit bestimmten Besoldungsgruppen verknüpft werden. Es 

soll also insbesondere eine niedrige Besoldungsgruppe nicht 

automatisch mit hohen Lehrverpflichtungen und eine hohe Be-

soldungsgruppe nicht mit niedrigen Lehrverpflichtungen und 

entsprechenden stärkeren Verpflichtungen in der Forschung ein-

hergehen. 



Es soll jedoch - ohne die bestehenden Regelungen für For-

schungslreisemester einzuschränken - eine weitere Möglich-

keit eröffnet werden, die zur Forschung besonders qualifi-

zierten Professoren zur Förderung der Forschungstätigkeit 

zeitweise ganz oder zum Teil von ihren Lehrverpflichtungen 

zu entlasten. Das soll, um die Entscheidungen nicht vom Zeit-

ablauf oder von der Anciennität, sondern allein von der ';2ua-

lität abhängig zu machen, auf dem olege über die Forschungs-

förderung erreicht werden. Im Rahmen der Bereitstellung von 

Finanzmitteln für die Durchführung von Forschungsvorhaben 

sollen in Zukunft auch Mittel zur Verfügung gestellt werden, 

die es in geeigneten Fällen ermöglichen, den das Forschungs-

vorhaben betreibenden Professor ganz oder teilweise von sei-

nen Lehrverpflichtungen freizustellen und an seiner Stelle 

für die entsprechende Zeit einen Vertreter zu bezahlen oder 

Lehraufträge zu erteilen. 

(2) Die Aufgaben der Professoren an Fachhochschulen erstrecken 

sich in erster Linie auf die Lehre; darüber hinaus können die 

Fachhochschulen im Rahmen ihres Bildungsauftrages praxisnahe 

Forschungs- und Entwicklungsaufgaben durchführen (vgl. Anlage 1: 

Aufgaben der Fachhochschulen nach den derzeitigen Hochschul-

gesetzen der Länder, S 47 ff.). In Anbetracht der starken Beto-

nung der Ausbildungsaufgaben der Fachhochschulen ist es gerecht-

fertigt, wenn die Lehrbelastung der Professoren an Fachhoch-

schulen, gemessen in Semesterwochenstunden, höher als die der 

Professoren an wissenschaftlichen Hochschulen ist. Die Professo-

ren an Fachhochschulen müssen jedoch die Möglichkeit behalten, 

die Entwicklung der Anforderungen der Praxis und die wissen-

schaftliche Entwicklung in ihrem Fach zu verfolgen, wenn sie 

eine den Zielen des Studiums nach § 7 HRG gerecht werdende 

Ausbildung vermitteln sollen. 
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Auch für Professoren an Fachhochschulen sollte die Möglich-

keit einer zeitlichen Variation ihrer Lehrverpflichtungen 

bestehen. Möglichkeiten der Freistellung für Praxis- oder 

Industriesemester werden begrüßt. Nach Auffassung des Wis-

senschaftsrates sollte jedoch keine Verpflichtung zu For-

schungs-, Entwicklungs- und Untersuchungsarbeiten für die 

Professoren an Fachhochschulen bestehen. Der Wissenschafts-

rat schlägt hingegen vor, die Möglichkeit, die Lehrver-

pflichtungen von Professoren an Fachhochschulen für die 

Bearbeitung bestimmter Vorhaben auf Antrag im Einzelfall 

zu ermäßigen, auch an solchen Fachhochschulen vorzusehen, 

die nach dem jeweiligen Landesrecht nicht die Aufgabe ha-

ben, praxisnahe Forschungs- und Entwicklungsvorhaben durch-

zuführen. Voraussetzung hierfür sollte in jedem Fall eine 

Prüfung der Qualität des in Aussicht genommenen Vorhabens 

sein. 

Es könnte zweckmäßig sein, die Befugnis zur Ermäßigung der 

Lehrverpflichtungen innerhalb bestimmter Grenzen der Leitung 

der Fachhochschule selbst zu überlassen. Wenn die Ermäßigun-

gen das der Fachhochschule zugestandene Kontingent überschrei-

ten sollen oder wenn über die für den Einzelfall bestimmte 

Grenze hinaus gegangen werden soll, muß die Entscheidung dem 

zuständigen Landesministerium vorbehalten bleiben. 

Denkbar wäre auch, an den Fachhochschulen ebenso wie an den 

wissenschaftlichen Hochschulen die Möglichkeit zu schaffen, 

daß aus Drittmitteln ein Vertreter für den zur Bearbeitung 

eines bestimmten Vorhabens teilweise freizustellenden Pro-

fessor bezahlt ouer ein Lehrauftrag erteilt werden kann. 

(3) In Gesamthochschulen muß bei den Professoren danach dif-

ferenziert werden, ob ihre Dienstaufgaben denen eines Profes-

sors an einer wissenschaftlichen Hochschule (vgl. Ziff. 1) 

oder denen eines t'rcfussors an einer Fachhochschule (vgl. Ziff. 2) 

entsprecnen. Für 	erstere Gruppe sollten dann die Ausfüh- 
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rungen über die Professoren an wissenschaftlichen Hochschulen, 

für die zweite Gruppe die Ausführungen über Professoren an 

Fachhochschulen entsprechend gelten. 

Die Verantwortung für die Förderung des Nachwuchses, der 

sich durch Forschung qualifiziert, soll in der Regel die 

erstgenannte Professorengruppe tragen; insbesondere sollten 

regelmäßig nur solche Professoren mit der in § 47 Abs. 2 

HRG vorgesehenen wissenschaftlichen Betreuung von Hochschul-

assistenten beauftragt werden. 

b) Einstellungsvoraussetzungen 

Die in § 44 HRG beschriebenen Einstellungsvoraussetzungen 

für Professoren bedürfen einer Erläuterung insofern, als 

über die für alle Professoren geltenden Voraussetzungen 

(abgeschlossenes Hochschulstudium, pädagogische Eignung, 

besondere Befähigung zu wissenschaftlicher Arbeit) hinaus 

"je nach den Anforderungen der Stelle" entweder zusätzliche 

wissenschaftliche Leistungen (Habilitation oder gleichwer-

tige wissenschaftliche Leistungen) oder besondere Leistungen 

bei der Anwendung oder Entwicklung wissenschaftlicher Er-

kenntnisse und Methoden in einer mindestens fünfjährigen 

beruflichen Praxis gefordert werden. 

Bei der Handhabung dieser Bestimmung wird es insbesondere 

darauf ankommen, wie die Anforderungen der Stellen für Pro-

fessoren an Fachhochschulen im einzelnen beschrieben werden. 

Angesichts der großen Zahl wissenschaftlicher Nachwuchs-

kräfte, die an einer Dauerstelle im Hochschulbereich inter-

essiert sind, ist zu erwarten, daß sie sich in wachsendem 

Umfang auch um Professorenstellen an Fachhochschulen bewer-

ben werden. wenn die Anforderungen der Stelle nicht ent-

sprechend beschrieben werden, brächte das die Gefahr mit 

sich, daß solche Stellen in größerem Umfang mit Kräften be-

setzt werden, die ihre Eignung für Professorenstellen aus-

schließlich an wissenschaftlichen Hochschulen erworben ha- 



- 14 - 

ben. An den Fachhochschulen ist eine mehrjährige berufliche 

Praxis außerhalb des Hochschulbereichs jedoch in der Regel 

unverzichtbar. Für Fachhochschulprofessoren sollten daher 

die in § 44 Abs. 1 Ziff. 4 Buchstabe b HRG beschriebenen 

Einstellungsvoraussetzungen gelten. 

Darüber hinaus muß klar sein, daß es auch an wissenschaft-

lichen Hochschulen entsprechend definierte Stellen gibt und 

geben muß. 

c) Beschäftigungsdauer 

Professorenstellen werden in der Regel auf Dauer besetzt. Die 

Begründung von Zeitdienstverhältnissen jedenfalls für Aufgaben, 

die zeitlich befristet sind, ist jedoch erwünscht und zu för-

dern. Eine befristete Anstellung kann auch dann in Frage kommen, 

wenn in der Industrie oder in staatlich geförderten Forschungs-

einrichtungen tätige Wissenschaftler (vor allem wohl aus dem 

Bereich der ,Jatur-oder den Ingenieurwissenschaften) zu einem 

zeitlich befristeten Wechsel in die Hochschulen bereit sind. 

d) Befristete Stellen für den wissenschaftlichen Nachwuchs 

Für einen Teil der Professorenstellen der Besoldungsgruppe C 2 

soll vorgesehen werden, daß sie befristet mit habilitierten 

Nachwuchskräften zu besetzen sind. Die Schaffung solcher zeit-

lich befristet zu besetzender Stellen ist erforderlich, weil 

die für den Hochschulassistenten vorgesehene Anstellungsdauer 

zwar in der Regel für die Habilitation ausreichen wird, eine 

weitergehende Bewährung, die die Beurteilung der Eignung des 

Betreffenden für die Berufung in eine Professorenstelle auf 

Lebenszeit erlauben würde, aber nicht gestattet. 

1) Die Ermittlung der erforderlichen Zahl solcher Stellen wird 
einerseits die derzeitige Zahl der Stellen für Hochschuldo-
zenten, andererseits die Relation zu den Stellen für Hoch-
schulassistenten in Betracht zu ziehen haben. 
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Die gekennzeichneten C 2-Stellen sollen auf Grund eines Be-

rufungsverfahrens besetzt werden, das soweit wie möglich zu 

beschleunigen und zu vereinfachen ist. Es könnte erwogen 

werden, für diese Stellenart, die ihrer Funktion nach die 

frühere "Diätendozenten" (Dozenten im Beamtenverhältnis auf 

Widerruf) ersetzen würde, die nach § 45 Abs. 2 Satz 2 HRG 

"in begründeten Ausnahmefällen" zulässige Berufung von Pro-

fessoren der eigenen Hochschule generell als einen begrün-

deten Ausnahmefall, der also keiner Rechtfertigung im Einzel-

fall bedarf, anzuerkennen. 

Die Besetzung der Stellen muß allerdings definitiv ohne Ver-

längerungsmöglichkeit befristet werden, in der Regel auf drei 

Jahre. Stelleninhaber, die nach Ablauf der Dreijahresfrist aus-

scheiden, würden dann noch nicht in einem Alter stehen, in dem 

ihnen der übergang in einen anderen Beruf nicht mehr zugemu-

tet werden könnte. Gleichwohl sollte aber die Möglichkeit of-

fengehalten werden, daß sich Inhaber befristeter C 2-Profes-

suren auf gleichartige Stellen an anderen Hochschulen bewer-

ben. Ein solcher Professor könnte also, wenn er sich in dem 

jeweiligen Berufungsverfahren gegen die Konkurrenz seiner Mit-

bewerber zu halten vermag, mehrfach befristete C 2-Professuren 

an verschiedenen Hochschulen hintereinander innehaben. Mit die-

ser Möglichkeit würde ein wesentlicher Beitrag zur Mobilität 

geleistet werden. Dabei ist zu hoffen, daß sich nur besonders 

qualifizierte und engagierte Kräfte entschließen werden, mehr-

fach hintereinander befristete Stellen anzunehmen, und soziale 

Probleme deshalb nicht entstehen. Es muß darauf hingewiesen 

werden, daß die Befristung der Anstellung auf nur drei Jahre 

in einem inneren Zusammenhang mit der dargestellten Möglich-

keit der Berufung auf eine befristete Stelle an einer anderen 

Hochschule steht. 
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Zeitlich LuIri!;CuLe Vertr:ige werden vom wisenschalt.tichen 

Nachwuchs nur dann angenommen werden, wenn sich ihnen eine 

angemessene Aussicht bietet, nach Ablauf der befristeten An-

stellung eine Dauerstelle zu erlangen. Da diese wegen der 

Altersstruktur der Hochschullehrer in den nächsten Jahren 

nur in ungenügender Zahl zur Verfügung stehen werden, ergibt 

sich eine Verbindung zu der Frage, inwieweit es in Zukunft 

gelingt, durch zusätzliche Maßnahmen zur Mobilität auch der 

zeitlich unbefristet angestellten Professoren beizutragen. 

II. 2. Hochschulassistenten (§§ 47 bis 51. HRG) 

a) Aufgaben 

Nach § 47 Abs. 1 iiRG haben die Hochschulassistenten die doppelte 

Aufgabe,einerseits und primär "in Forschung und Lehre die für 

eine Habilitation erforderlichen oder gleichwertige wissenschaft-

liche Leistungen", andererseits "wissenschaftliche Dienstlei-

stungen" zu erbringen. Aus § 48 Abs. 1 Satz 2 HRG ergibt sich 

darüber hinaus eindeutig, daß die Dienstaufgaben eines Hoch-

schulassistenten, der habilitiert worden ist, damit nicht er-

ledigt sind; die Bestimmung beschreibt das Vorliegen wissen-

schaftlicher Leistungen nach §§ 44 Abs. 1 Ziff. 4 Buchst. a 

HRG (die gegebenenfalls auch durch eine Habilitation nachge-

wiesen werden können) vielmehr ausdrücklich als eine der Vor-

aussetzungen für die Verlängerung des Dienstverhältnisses um 

weitere drei Jahre. Hiernach hat ein habilitierter Hochschul-

assistent in der nicht der Erbringung wissenschaftlicher Dienst-

leistungen gewidmeten Zeit die Aufgabe, sich durch weitere 

wissenschaftliche Leistungen über die Habilitation hinaus in 

Forschung und Lehre zu bewähren. 

Nach 5 47 Abs. 3 Satz 1 KRG steht dem Hochschulassistenten 

für seine auf eigener Entscheidung beruhende Forschung "nach 

näherer 3estimmung des Landesrechts ein angemessener enteil 

seiner Arbeitszeit" zur Verfügung. Für die Anwendung dieser 
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i;estimmuwi sollten den zust;indigen Iloch.schuloranen mög-

lichst wenig einengende Vorschriften gemacht werden. Viel-

mehr sollten ein hohes Maß an Flexibilität und weite Mög-

lichkeiten zu individuellen, dem Einzelfall angepaßten Re-

gelungen gegeben sein. So kann. es  z.B. zweckmäßig sein, ei-

nen Hochschulassistenten, der mit der Niederschrift seiner 

Habilitationsarbeit oder einer anderen hohe Konzentration 

erfordernden. Arbeit beschäftigt ist, fast ganz von Dienst-

leistungsaufgaben freizustellen. Das kann gegebenenfalls 

vorher oder nachher durch stärkeren Einsatz bei den Dienst-

leistungen ausgeglichen werden. Auf die gesamte Dauer der 

Tätigkeit des Hochschulassistenten bezogen erscheint etwa 

die Hälfte seiner Arbeitszeit als ein angemessener Anteil 

für Forschung nach eigener Entscheidung1). 

Die Lehrbelastung der Hochschulassistenten sollte vier Seme-

sterwochenstunden nicht überschreiten. Da diese Belastung ins-

besondere in Kombination mit den Anrechnungsfaktoren der Kapa-

zitätsverordnung für Wissenschaftler, die ihr Vorlesungsreper-

toire erst noch aufbauen müssen, sehr erheblich sein kann und 

damit ihre Forschungsmöglichkeiten in Frage stellt, sollte in 

der Regel von der Möglichkeit einer Festlegung auf durchschnitt-

lich drei Semesterwochenstunden Gebrauch gemacht werden. 

b) Stellenschlüssel 

Wenn die beschriebenen Aufgaben der Hochschulassistenten 

auch denen der bisherigen wissenschaftlichen Assistenten 

nicht unähnlich sind, so macht § 47 Abs. 5 HRG doch deutlich, 

daß das Hochschulrahmengesetz die Stellen für Hochschulassi-

stenten in erheblich stärkerem Maße als die bisherigen Stellen 

für wissenschaftliche Assistenten für den eigentlichen wis-

senschaftlichen Nachwuchs reserviert sehen möchte. Nach § 47 

1) Zur besonderen Situation in der Medizin vgl. die Empfehlungen 
zu Aufgaben, Organisation und Ausbau der medizinischen For-
schungs- und ),129bildun7ssttten, S. 131 ff. 
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Abs. 5 HRG ist die Zahl der Stellen für Hochschulassistenten 

in den einzelnen Fächern "so zu bemessen, daß für die quali-

fizierten Hochschulassistenten eine angemessene Chance für 

die Berufung zum Professor gewährleistet ist". 

Bei der Anwendung dieser Bestimmung ist vor allem darauf zu 

achten, daß den Hochschulen die Möglichkeit einer Auswahl 

bleibt und die Entscheidung über die Berufung zum Professor 

nicht praktisch auf den Zeitpunkt der Anstellung eines Be-

werbers als Hochschulassistent vorverlegt wird. Der Sinn der 

gesetzlichen Regelung besteht zweifellos nicht darin, sämt-

lichen Hochschulassistenten die Ernennung zum Professor als 

eine Art "Regelbeförderung" in Aussicht zu stellen. Anderer-

seits will der Gesetzgeber jedoch offenbar vermeiden, daß 

die Planstellen für Hochschulassistenten in erheblichem Um-

fang als Durchgangsstationen auf dem Weg zu wissenschaftsfrem-

den beruflichen Tätigkeiten eingesetzt werden. Die in § 47 

Abs. 5 HRG getroffene Regelung ist so elastisch formuliert, 

daß beiden Gesichtspunkten befriedigend Rechnung getragen 

werden kann. 

Bei der Festlegung des Stellenschlüssels wird zunächst einmal 

darauf abgestellt, daß für die "qualifizierten" Hochschulas-

sistenten eine angemessene Berufungschance gewährleistet 

wird. § 47 Abs. 5 HRG schreibt also keineswegs vor, daß sämt-

liche Hochschulassistenten, die die Mindestvoraussetzungen 

für die Berufung zum Professor erfüllt haben, Aussicht auf 

eine Lebensstellung als Hochschullehrer haben müßten. Eine 

Planstellenrelation, welche höchstens jedem zweiten Hochschul-

assistenten nach Erlangung der auf dieser Stelle zu erreichen-

den Qualifikation. eine Berufung zum Professor ermöglichen würde, 

wäre also schon unter diesem. Gesichtspunkt mit § 47 Abs. 5 HRG 

zu vereinbaren. Der Wissenschaftsrat ist jedoch der Ansicht, daß 

eine Berufungschance für jeden zweiten Hochschulassistenten kei-

neswegs einen aligeme:incn Richtwert darstellt und daß die Hoch-

schulen an sich größere Auswahlmöglichkeiten benötigen. 
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Diesem Bedürfnis trägt § 47 Abs. 5 HRG dadurch Rechnung, daß 

den Hochschulassistenten nicht die Sicherheit, sondern ledig-

lich die "angemessene Chance" einer Berufung zum Professor 

zu bieten ist. Bei der Ausfüllung des Begriffs der Angemes-

senheit der Chance wird es in erster Linie darauf ankommen, 

welches berufliche Risiko den Aspiranten für den Hochschul-

lehrernachwuchs jeweils zugemutet werden kann. Zu berück-

sichtigen ist hier insbesondere, welche beruflichen Tätig-

keitsfelder den Bewerbern neben der Hochschullaufbahn offen-

stehen. Dabei sind einmal die Möglichkeiten einer wissen-

schaftlichen Arbeit außerhalb der Hochschule einzubeziehen. 

In die Waagschale fallen aber auch andere berufliche Posi-

tionen, die den Bewerbern eine ihrer Ausbildung entsprechen-

de hochqualifizierte Tätigkeit ermöglichen, ohne daß diese 

wissenschaftlichen Charakter haben müßte. 

Die Möglichkeiten einer derartigen zumutbaren beruflichen 

Tätigkeit außerhalb der Hochschule sind fächerweise recht 

unterschiedlich. Besonders günstig ist die Lage in der Medi-

zin. Hier gibt es einmal eine große Zahl von Stellen für lei-

tende Ärzte an den Krankenhäusern, die in der Regel habili-

tiert sind und jedenfalls in einem Mindestumfang Möglichkei-

ten wissenschaftlicher Arbeit haben; zum andern können die 

nicht in der Hochschule verbleibenden Nachwuchskräfte ihren 

Beruf in vielen Fachrichtungen ohne weiteres freiberuflich 

als niedergelassene Fachärzte ausüben. Auch im Bereich der 

Natur- und Ingenieurwissenschaften bestehen vielfältige und 

umfangreiche Möglichkeiten einer hochqualifizierten beruf-

lichen Tätigkeit außerhalb der Hochschulen, in erster Linie 

in der Industrie, aber auch in Großforschungseinrichtungen 

und Instituten der Max-Planck-Gesellschaft, der Fraunhofer-

Gesellschaft, der industriellen Gemeinschaftsforschung usw. 
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Dagegen ist die Situation in vielen geisteswissenschaft-

lichen Fächern, insbesondere in den historischen und philo-

logischen Disziplinen, weniger günstig. Praktisch keine Mög-

lichkeiten einer angemessenen Berufstätigkeit außerhalb der 

Hochschulen bieten sich in den sogenannten Orchideenfächern. 

Dagegen haben Rechts-, Wirtschafts- und Sozialwissenschaftler 

relativ günstige außeruniversitäre Berufschancen. 

Vor allem diesen fachspezifischen Unterschieden einer zumut-

baren anderweitigen Berufstätigkeit ist hei der Konkreti-

sierung des Begriffs der angemessenen Chance in § 47 Abs. 5 

HRG Rechnung zu tragen. Die Zahl der Planstellen ist also in 

den einzelnen Fächern so zu bemessen, daß das von den Hoch-

schulassistenten zu tragende berufliche Risiko unter Berück-

sichtigung der außerhalb der Hochschule bestehenden Berufs-

aussichten zumutbar erscheint. Das zahlenmäßige Verhältnis 

von Stellen für Hochschulassistenten und für Professoren wird 

demnach von Fach zu Fach sehr verschieden sein. 

Bei der Festlegung des Stellenschlüssels ist ferner auch zu 

berücksichtigen, daß Professorenstellen und vergleichbare Stel-

len nicht nur mit Hochschulassistenten besetzt werden, sondern 

in einem wiederum fächerweise unterschiedlichen Maß auch Wis-

senschaftlern aus Tätigkeitsbereichen außerhalb der Hochschu-

le offenstehen. So ist es z.B. in den Ingenieurwissenschaften 

seit jeher üblich, eine Bewährung in der industriellen Praxis 

sowie in der dortigen Forschung und Entwicklung mindestens 

ebenso hoch zu bewerten wie eine Habilitation in der Hoch-

schule. Die Mehrzahl ingenieurwissenschaftlicher Lehrstühle 

ist deswegen mit nichthabilitierten Professoren besetzt. Zu 

bedenken ist selbstverständlich auch, daß für die Berufung 

zum Professor keineswegs nur Hochschulassistenten, sondern 

auch Wissenschaftler aus anderen Stellenkategorien inner-

halb der Hochschule in Betracht kommen. Dies gilt z.B. für 

habilitierte wissens,7haftliche Mltarbeiter, deren Zahl in 
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Zukunft noch ansteigen dürfte, für Wissenschaftler in Son-

derforschungsbereichen und andere "Drittmittler" sowie für 

Professoren an Fachhochschulen. 

Um das berufliche Risiko zu verringern und den Wechsel in 

andere Tätigkeitsbereiche zu erleichtern, sollte von den 

Hochschulassistenten in allen Fächern, in denen dies ange-

zeigt erscheint, auch die Ablegung der jeweiligen Staats-

examen gefordert werden. Dadurch wird ein Beitrag zu ihrer 

beruflichen Mobilität geleistet, der es ihnen ermöglicht, 

gegebenenfalls eine berufliche Tätigkeit außerhalb des Wis-

senschaftsbereichs aufzunehmen. 

c) Einstellungsvoraussetzungen 

Nach § 47 Abs. 4 HRG ist Voraussetzung für die Einstellung 

als Hochschulassistent die Qualität einer Promotion oder 

der Nachweis gleichwertiger wissenschaftlicher oder berufs-

praktischer Leistungen. Der Wissenschaftsrat hat jedoch er-

hebliche Zweifel, ob die isolierte Beurteilung der Qualität 

einer Promotion ausreicht, um die Eignung eines Bewerbers als 

Hochschulassistent zu beurteilen. Nach seiner Auffassung soll-

te für die Hochschule auch die Möglichkeit einer Einschätzung 

der Bewährung des Bewerbers bei der Erledigung der in der Hoch-

schule anfallenden Dienstleistungsaufgaben bestehen, da erst 

beide Bewertungsmöglichkeiten zusammen eine ausreichend zu-

verlässige Beurteilung ermöglichen. Eine solche Beurteilungs-

möglichkeit ist insbesondere gegeben, wenn die Bewerber zu-

vor als wissenschaftliche Mitarbeiter tätig gewesen sind. 

d) Beschäftigungsdauer 

Nach § 48 Abs. 1 HRG dauert das Dienstverhältnis von Hoch-

schulassistenten drei und, wenn die pädagogische Eignung 

und zusätzliche wissenschaftliche Leistungen vorliegen oder 
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innerhalb der Frist zu erwarten sind, sechs Jahre. Eine wei-

tere Verlängerung oder eine erneute Einstellung als Hoch-

schulassistent ist unzulässig (§ 48 Abs. 1 Satz 4 HRG). 

Habilitierte Nachwuchskräfte, deren Beschäftigungszeit als 

beamteter Hochschulassistent abläuft, sind daher unabhängig 

von ihrer Qualifikation und unabhängig von dem Interesse, 

das die Hochschule möglicherweise an ihrer Weiterbeschäfti-

gung hat, aus diesem Beamtenverhältnis zu entlassen. 

Bei der derzeitigen Enge des Arbeitsmarktes für den wissen-

schaftlichen Nachwuchs kann diese Regelung bei den betrof-

fenen Nachwuchskräften zu der Tendenz führen, eine unbe- 

fristete Anstellung als wissenschaftlicher Mitarbeiter trotz 

der damit verbundenen Verpflichtungen der Anstellung als Hoch-

schulassistent vorzuziehen. Vermutlich wiegt das höhere Maß 

an Sicherheit die geringere Freiheit und die eingeschränkten 

Möglichkeiten auf, sich durch eigene Forschungsarbeit weiter 

zu qualifizieren. Eine ähnliche Tendenz könnte sich auf Seiten 

der Hochschulen ergeben. Die Hochschulen werden gerade beson-

ders qualifizierte wissenschaftliche Nachwuchskräfte, die sie 

auf Dauer in ihrem Bereich halten wollen, lieber auf unbe-

fristeten Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter als auf 

befristeten Stellen für Hochschulassistenten beschäftigen. 

Die gekennzeichneten Tendenzen bringen Gefahren in mehrerer 

Hinsicht mit sich. Einmal können sie dazu führen, daß die 

Stellen für Hochschulassistenten nicht mit den geeignetsten 

Nachwuchskräften besetzt werden. Zum anderen führen sie zu 

einem großen, möglicherweise allzu großen Qualifikationsge-

fälle innerhalb der Gruppe der wissenschaftlichen Mitarbei-

ter. Schließlich können sie zum Verschleiß der für innova-

tive Forschung geeigneten Kräfte durch Inanspruchnahme für 

die Dienstleistungen führen, die nach dem Hochschulrahmen-

gesetz Hauptaufgabe der wissenschaftlichen Mitarbeiter sind. 
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Dieser Entwicklung kann dadurch entgegengewirkt werden, daß 

für den Qualifikationsgang der wissenschaftlichen Nachwuchs-

kräfte im Normalfall eine bestimmte Abfolge von Beschäfti-

gungsverhältnissen vorgesehen wird. Für diesen Normalfall, 

von dem allerdings jede denkbare Abweichung zulässig blei-

ben muß, wäre folgendes zweckmäßig: Unter den befristet an-

gestellten wissenschaftlichen Mitarbeitern (vgl. Ziff.II.3) 

wird auf Grund ihrer Leistungen eine kritische Auswahl ge-

troffen; die besten dieser Nachwuchskräfte sollen auf Hoch-

schulassistentenstellen gelangen und damit verbesserte Chancen 

für den Übergang in Dauerstellen erhalten. Kann sich der junge 

Wissenschaftler schon bald nach seiner Einweisung in die Hoch-

schulassistentenstelle habilitieren, so dürften die verblei-

benden Jahre auf der Stelle - unter Einbeziehung der Ver-

längerungsmöglichkeit nach der Habilitation (§ 48 Abs. 1 

Satz 2) - ausreichen, daß er die für die Berufung auf eine 

Professorenstelle erforderliche Bewährung erwirbt. Wenn er 

zum Zeitpunkt seines Ausscheidens aus der Hochschulassisten-

tenstelle trotz besonderer Qualifikation nicht zum Professor 

auf Lebenszeit berufen wird, so bleibt die oben empfohlene 

Möglichkeit einer befristeten Beschäftigung für drei Jahre 

auf einer Professorenstelle nach C 2 (vgl. Abschnitt II. 1. 

d, S. 14 ff.) oder auf einer anderen Beamtenstelle auf Zeit. 

II. 3. Wissenschaftliche und künstlerische Mitarbeiter 

(§ 53 HRG) 

a) Befristete und unbefristete Beschäftigung 

Eine der wichtigsten Fragen der künftigen Personalstruktur 

ist es, ob die Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter un-

befristet - und das heißt bei der gegebenen Rechtslage in al-

ler Regel auf Dauer - oder ob sie jeweils nur befristet für 

eine genau festzulegende Zahl von Jahren besetzt werden sollen. 



- 24 - 

In der Anlage 2 (S. 51 f.) ist auf der Grundlage des Stellen-

bestandes 1976 eine Gruppierung des wissenschaftlichen Perso-

nals der Hochschulen nach der Beschäftigungsdauer versucht 

worden. Die vorhandenen statistischen Unterlagen reichen zur 

Beantwortung der Frage freilich nicht aus, da bei den wissen-

schaftlichen Angestellten die Beschäftigungsdauer nicht er-

hoben wird und infolgedessen nicht nach unbefristeter und 

oe—Listeter Beschäftigung unterschieden werden kann. Nimmt 

man an, daß die Inhaber dieser Stellen zu vier Fünfteln 

unbefristete Verträge haben, so entfallen 61,5 % des Perso-

nals der Universitäten und Gesamthochschulen mit Stellen des 

Haushaltsplans (ohne Humanmedizin, zentrale Einrichtungen und 

Hochschulverwaltung) auf Dauerkräfte und 38,5 % auf Zeitkräf-

te. Unterstellt man, daß die Inhaber der Angestelltenstellen 

zur Hälfte unbefristete Verträge haben, so entfallen 56,9 % 

des Personals auf Dauerkräfte und 43,1 % auf Zeitkräfte. 

Für die hier vor allem interessierenden Kategorien der Assi-

stenten und Mitarbeiter ergibt sich, daß gegenwärtig rund 

54 % bis 6o % der einschlägigen Stellen zeitlich befristet 

besetzt sind. 

Der Wissenschaftsrat steht auf dem Standpunkt, daß, bezogen 

auf das gesamte wissenschaftliche Personal der Hochschulen, 

eine Veränderung des Verhältnisses zwischen Zeit- und Dauer-

kräften zugunsten der letzteren binnen kurzem zu einer voll-

ständigen Verholzung der Personalstruktur, zur Anpassungsun-

fähigkeit der Hochschulen an neuere Entwicklungen und jeden-

falls auf längere Sicht zu einem Qualitätsverlust in Forschung 

und Lehre führen würde; die )\npassungsschwierigkeiten würden 

sowohl im Hinblick auf die Forschung bestehen als auch im Hin-

blick auf die Ausbildung, da es der Hochschule bei einem hohen 

Anteil von Dauerstellen nicht mehr möglich wäre, den unter Um- 
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ständen rasch wechselnden Studienwünschen der Studienbewerber 

Rechnung zu tragen. iler Wissenschaftsrat warnt deswegen ein-

dringlich vor einer solchen Entwicklung. Der - unverkennbaren 

und unter sozialen Gesichtspunkten auch völlig verständlichen 

Tendenz zur Vermehrung der unbefristet beschäftigten und zur 

Verminderung der befristet beschäftigten Wissenschaftler muß 

um der Funktionsfähigkeit der hochschulen und um der Entwick-

lungsm23glichkeiten für Forschung und Lehre willen unter allen 

Umständen widerstanden werden. 

Es wird deswegen empfohlen, Dauerkräfte grundsätzlich nur für 

auf Dauer stetig zu erbringende reine Dienstleistungsfunktio-

nen einzustellen. Zu diesen Dienstleistungsfunktionen im Be-

reich der Forschung gehören in den Geisteswissenschaften z.B. 

die wissenschaftliche Betreuung von Bibliotheken und Samm-

lungen, Editionsaufgaben, Literaturdokumentationen, in den 

Natur- und Ingenieurwissenschaften vor allem die Betreuung 

von Geräten, im medizinischen Bereich die Aufgaben der "Funk-

tionsärzte" (vgl. Empfehlungen zu Aufgaben, Organisation und 

Ausbau der medizinischen Forschungs- und Ausbildungsstätten, 

S. 143 f.). Bedarf an entsprechenden Kräften besteht vor al-

lem in den geräteintensiven Fächergruppen der Naturwissen-

schaften, der Ingenieurwissenschaften einschließlich der 

Agrarwissenschaften und der Medizin. 

Es wird davon ausgegangen, daß die Mit- und Zuarbeit in der 

Forschung zwar eine Dienstleistungsaufgabe ist, aber in aller 

Regel eine auf bestimmte Forschungsvorhaben bezogene und so-

mit befristet zu erbringende Aufgabe; für derartige Dienst-

leistungsaufgaben sind also keine Dauerkräfte vorzusehen. 

Auf die Dienstleistungsfunktionen im Bereich der Ausbildung 

wird unten im Zusammenhang eingegangen (vgl. Ziff. II. 4, 

S. 32 ff.). 
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Im übrigen sollten die Stellen für wissenschaftliche Mitar-

beiter - ebenso wie bisher die Stellen für wissenschaftliche 

Assistenten - nur befristet besetzt werden dürfen. Bei der 

Verwirklichung dieser Empfehlung werden die Hochschulen sich 

schwerwiegenden sozialen Problemen ausgesetzt sehen. Gerade 

in der jetzt beginnenden Zeit einer starken Vermehrung der 

Hochschulabsolventen auf dem Arbeitsmarkt werden die Bewer-

ber ein - legitimes - Interesse daran haben, eine unbefriste-

te Anstellung zu finden, in der sie sich bewähren können. Bei 

Abwägung zwischen den sozialen Belangen einerseits und den 

Erfordernissen der Hochschule, die ihre gesellschaftlichen 

Aufgaben der Forschung und der Ausbildung einer wechselnden 

Zahl von Studienbewerbern mit unterschiedlichen Studienwün-

schen nur bei einem entsprechend hohen Anteil von Zeitstel-

len erfüllen kann, muß sich der Wissenschaftsrat für die Funk-

tionsfähigkeit der Hochschulen entscheiden. 

OL die befristet zu besetzenden Stellen für wissenschaftliche 

Mitarbeiter als Angestelltenstellen oder als Zeitbeamtenstel-

len ausgebracht werden, ist eine Frage der Zweckmäßigkeit, 

auf die hier nicht eingegangen zu werden braucht. 

b) Aufgaben 

Wie ausgeführt, ist bei den wissenschaftlichen Mitarbeitern 

zwischen Kräften zu unterscheiden, die auf Dauer stetig zu 

erbringende reine Dienstleistungsfunktionen ausüben sollen 

und auf Dauer angestellt werden, und den befristet einzustel-

lenden wissenschaftlichen Mitarbeitern. Die erstere Gruppe 

bietet keine besonderen Probleme. Die folgenden Ausführungen 

beschränken sich daher auf die befristet für Forschungsaufga-

ben beschäftigten wissenschaftlichen Mitarbeiter. 
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Nach § 53 HRG obliegen den wissenschaftlichen Mitarbeitern 

"wissenschaftliche Dienstleistungen". Der Wortlaut dieser 

Bestimmung legt die Interpretation nahe, daß es sich bei 

den wissenschaftlichen Dienstleistungen um ihre ausschließ-

liche Aufgabe handeln soll. Aus der Entstehungsgeschichte 

und aus dem systematischen Zusammenhang des Gesetzes ergibt 

sich darüber hinaus, daß sie keinen Anspruch auf Gelegenheit 

zu Forschung nach eigener Entscheidung in der Arbeitszeit ha-

ben sollen. Darin liegt ein wesentlicher Unterschied der Stel-

len für wissenschaftliche Mitarbeiter von denen für Hochschul-

assistenten. 

Die Stellen für wissenschaftliche Mitarbeiter sind also 

nach dem Hochschulrahmengesetz nicht als Stellen für die 

Qualifikation wissenschaftlicher Nachwuchskräfte vorge-

sehen. Diese Entscheidung des Gesetzgebers ging einmal 

vom Vorhandensein einer ausreichenden Zahl von Graduier-

tenstipendien und zum andern offenbar von der Erwartung 

aus, es könne schon aufgrund der Qualität einer Promo-

tion beurteilt werden, ob ein Bewerber zum wissenschaft-

lichen Nachwuchs gehöre und daher die Stelle eines Hoch-

schulassistenten erhalten solle oder ob das nicht der Fall 

sei. 

Diese Erwartungen sind jedoch in Frage zu stellen. Tat-

sächlich ist es so, daß nur ein kleiner Teil der Promo-

vierenden sich als auf Dauer für wissenschaftliche Arbeit 

geeignet oder motiviert erweist und daß die Eignung erst 

im Laufe längerer Tätigkeit festgestellt werden kann. Es 

kommt hinzu, daß die Zahl der Graduiertenstipendien auch 

nicht annähernd ausreichend ist, wenn die bisherigen Stel-

len für wissenschaftliche Assistenten wegfallen und die Wei-

terqualifikation der wissenschaftlichen Mitarbeiter in der 

Regel ausgeschlossen sein sollte. 
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Es ist jedoch klar, daß es weder zulässig, noch möglich, 

noch zweckmäßig ist, den Erwerb von Qualifikationen durch 

wissenschaftliche Mitarbeiter zu verhindern. Das ist ganz 

unstreitig für Qualifikationen, die außerhalb der Arbeits-

zeit, wennschon unter Verwendung von Ergebnissen der dienst-

lichen Tätigkeit erworben werden. Inwieweit es innerhalb der 

Arbeitszeit möglich ist, hängt davon ab, was unter "wis-

senschaftlichen Dienstleistungen" verstanden wird. Es ist 

daher eine nähere Beschäftigung mit dem Begriff der wis-

senschaftlichen Dienstleistung in der Forschung erforder-

lich. 

Nach Auffassung des Wissenschaftsrates sind Dienstleistungen 

in erster Linie dadurch charakterisiert, daß sie auf Weisung 

erfolgen; wissenschaftliche Mitarbeiter sind also weisungs-

gebunden. Im übrigen aber können die Dienstleistungen durch-

aus verschiedenen Inhalt haben. Einmal wird es um die Erle-

digung unselbständiger Teilaufgaben gehen, die dem wissen-

schaftlichen Mitarbeiter ad hoc übertragen werden und ihm 

kaum einen eigenen Entscheidungsspielraum lassen, für de-

ren Durchführung er aber gleichwohl eine wissenschaftliche 

Qualifikation benötigt (z.B. Erstellung einer Bibliographie). 

Zum anderen wird es um eine Art der Mitarbeit in der For-

schung gehen, die häufiger und für die Forschung typischer 

ist als die Erledigung unselbständiger Teilaufgaben. 

Diese Art der Mitarbeit ist dadurch charakterisiert, daß dem 

wissenschaftlichen Mitarbeiter bestimmte Aufgaben, abgrenz-

bare Teile eines Forschungsvorhabens, gegebenenfalls sogar 

Teilprojekte, zur Durchführung übertragen werden. Dabei ist 

der wissenschaftliche Mitarbeiter insofern weisungsgebunden, 

als er diese und keine andere Aufgabe zu bearbeiten hat und 

Einzelweisungen beachten und ausführen muß; er ist insofern 

selbständig, als er Entrcheidungen über die Art und Weise 
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der Durchführung selbst treffen kann, ja muß. Einzelweisungen 

zur Durchführung solcher Aufgaben werden bei entsprechender 

Qualifikation des Mitarbeiters die Ausnahme sein, und zwar 

schon deswegen, weil sinnvolle Einzelweisungen voraussetzen, 

daß der Weisungsbefugte über alle Einzelheiten der Arbeit 

des Mitarbeiters bis in ihre Verästelungen informiert ist, 

was in der Regel aus zeitlichen Gründen ausgeschlossen ist. 

Diese Art der forschenden Tätigkeit eines wissenschaftlichen 

Mitarbeiters, die ihm unter der Verantwortung eines Hoch-

schullehrers und im Rahmen seiner generellen Weisungsgebunden-

heit einen seiner Ausbildung und Qualifikation entsprechenden 

eigenen Entscheidungsspielraum lassen muß, hat in jedem Fall 

qualifizierende Wirkung. Das ist notwendige Folge der spezi-

fischen Eigenart forschender Tätigkeit. Infolgedessen kann 

der Inhalt wissenschaftlicher Dienstleistungen im Einzelfall 

auch der formellen Weiterqualifikation wissenschaftlicher 

Mitarbeiter zugute kommen. Die Erlangung der formellen Weiter-

qualifikation darf allerdings nicht Gegenstand des Dienstver-

hältnisses sein. 

Voraussetzung für die Nutzung wissenschaftlicher Dienst-

leistungen zur formellen Weiterqualifikation ist, daß die 

Arbeit des wissenschaftlichen Mitarbeiters sich auf ein abge-

grenztes, formulierbares Thema bezieht, daß er sie - unbe-

schadet möglicher Weisungen - in der beschriebenen Weise 

selbständig leistet und daß Niveau und Qualität der ge-

leisteten Arbeit den üblichen Anforderungen entsprechen. 

Ob diese Voraussetzungen vorliegen, kann nur von Fall zu 

Fall entschieden werden. Diese Entscheidung obliegt den zu-

ständigen Organen der Hochschule. 

Leistet ein wissenschaftlicher Mitarbeiter in dem beschrie-

benen Sinne qualifizierte und ihn qualifizierende Arbeit, 
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so sollte ihm die etwa für die Erlangung der formellen Weiter-

qualifikation benötigte Zeit auf Antrag durch Herabsetzung sei-

ner Arbeitszeit bei entsprechender Reduzierung der Bezüge zur 

Verfügung gestellt werden. Auf diese Weise könnte er z.B. Ge-

legenheit zur Niederschrift einer Dissertation erhalten, de-

ren experimentelle Ergebnisse er im Rahmen seiner Dienstlei-

stungsaufgaben bereits gewonnen hat. 

Die Möglichkeiten, die eine Teilzeitbeschäftigung für die 

Weiterqualifikation wissenschaftlicher Mitarbeiter bietet, 

sind gesondert hervorzuheben. Wie oben bereits ausgeführt 

ist, stehen dem Erwerb zusätzlicher Qualifikationen durch 

wissenschaftliche Mitarbeiter außerhalb ihrer Arbeitszeit, 

auch unter Verwendung von Ergebnissen der dienstlichen Tä-

tigkeit, keinerlei Bedenken gegenüber. Er ist vielmehr aus-

drücklich zu begrüßen. In vielen Fällen wird es deswegen 

zweckmäßig sein, wenn wissenschaftliche Mitarbeiter, die 

sich neben ihren wissenschaftlichen Dienstleistungen für 

die Hochschule in selbständiger Forschungsarbeit weiter-

qualifizieren wollen, nur eine Teilzeitbeschäftigung an-

nehmen und sich damit den für ihre Forschungstätigkeit er-

forderlichen Freiraum erhalten. 

Es könnte erwogen werden, wissenschaftlichen Mitarbeitern 

mit einer verringerten Arbeitszeit und entsprechend ver-

ringerten Bezügen für den nur ihrer eigenen Qualifikation 

dienenden Teil ihrer Tätigkeit ein entsprechend bemessenes 

Stipendium zu gewähren. 

Wie unten im Zusammenhang mit den Lehrkräften für besondere 

Aufgaben noch näher ausgeführt ist (vgl. Ziff. 11.4, S. 32 

ff.), ergeben sich aus den Dienstleistungsaufgaben der wis-

senschaftlichen Mitarbeiter im Bereich der Forschung Konse- 
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quenzen für den Umrang ihrer Aufgaben im Bereich von Lehre 

und Ausbildung, denen bei dem Ansatz für ihre Lehrverpflich-

tungen iechnung getragen werden muß. Der Anteil der Ausbil-

dungsaufgaben an den Dienstleistungen kann nicht für alle 

wissenschaftlichen Aitarbeiter generell festgelegt werden, 

sondern muß im Einzelfall nach den Funktionen, die der be-

treffende Mitarbeiter ausführen soll, bestimmt und verein-

bart werden. Der Anteil der Ausbildungsaufgaben an den Dienst-

leistungen kann darüber hinaus im Zeitablauf starken Varia-

tionen unterliegen. Für die befristet tätigen wissenschaft-

lichen Mitarbeiter, die mit Dienstleistungen im Bereich der 

Forschung beschäftigt sind, wird für die Zwecke der Planung 

und der Kapazitätsrechnung vorgeschlagen, davon auszugehen, 

daß die Lehrverpflichtungen sich, über einen längeren Zeit-

raum betrachtet, im Durchschnitt auf etwa drei Semesterwo-

chenstunden belaufen. 

c) Einstellungsvoraussetzungen 

Die Einstellungsvoraussetzungen für wissenschaftliche Mitar-

beiter hängen von der Funktion der Stelle und von den Auf-

gaben ab, die der wissenschaftliche Mitarbeiter erfüllen 

soll. In den wissenschaftlichen Hochschulen gehören zu die-

sen Aufgaben - wie dargestellt - in jedem Fall Dienstlei-

stungen in der Forschung. Wissenschaftliche Mitarbeiter müs-

sen also hierfür qualifiziert sein. Mindestvoraussetzung für 

ihre Tätigkeit ist daher der Abschluß eines Studiums an einer 

wissenschaftlichen Hochschule. Im übrigen könnte unterschie-

den werden: 

Wenn es sich bei der Funktion der Stelle um auf Dauer zu er-

füllende reine Dienstleistungsaufgaben handelt und die Stelle 

daher unbefristet. besetzt werden soll (vgl. oben Buchst. a, 

S.23 ff.), kann - wie auch bisher üblich - erwartet werden, daß 
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die Bewerber ihre Qualifikation für eine Tätigkeit im Bereich 

der Forschung durch eine Promotion nachweisen. Für unbefristet 

zu besetzende Stellen sollte daher gefordert werden, daß die 

Bewerber promoviert sind; in den Fächern, in denen die Promo-

tion nach bisheriger Übung durch ein anderes akademisches 

Abschlußexamen oder durch ein zweites Staatsexamen ersetzt 

werden kann, sollte es dabei bleiben. 

Bei befristet zu besetzenden Stellen braucht die Promotion 

der Bewerber dagegen nicht Einstellungsvoraussetzung zu sein. 

Die Eignung sollte vielmehr von den im Einzelfall zu erfüllen-

den Aufgaben abhängig gemacht werden. Diese Aufgaben können 

eine Promotion erfordern, sie können aber auch spezifische 

Fachkenntnisse oder die Bereitschaft zu einem besonderen 

Engagement für die gegebene Aufgabe, etwa in bezug auf die 

Arbeitszeit, notwendig machen. 

II. 4. Lehrkräfte für besondere Aufgaben (§4 56 HRG) 

Hinsichtlich der Dienstleistungen in der Ausbildung stellen 

sich besondere Probleme. Sie bestehen einmal darin, daß die 

Ausbildungsaufgaben der wissenschaftlichen Mitarbeiter einer-

seits und der Lehrkräfte für besondere Aufgaben andererseits 

nach dem Hochschulrahmengesetz inhaltlich schwer voneinander 

zu unterscheiden sind. Die Aufgaben der beiden Personalkate-

gorien müssen aber verschieden sein, weil sonst getrennte 

Kategorien nicht zu rechtfertigen wären. 

Ein Unterschied könnte darin bestehen, daß Ausbildungsauf-

gaben zu den den wissenschaftlichen Mitarbeitern obliegenden 

wissenschaftlichen Dienstleistungen nur im Ausnahmefall ge-

hören, "soweit dies zur Gewährleistung des erforderlichen 

Lehrangebots notwendig ist' (§ 53 Abs. 1 Satz 2 HRG), während 

die Lehrkräfte für besondere Aufgaben ausschließlich für Un-

terrichtsaufgaben vorgesehen sind. 
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Ein Unterschied könnte auch im Niveau der zu vermittelnden 

Fähigkeiten liegen. In § 53 ist die Vermittlung von "Fach-

wissen und praktischen Fertigkeiten", in § 56 die Vermitt-

lung "praktischer Fertigkeiten und Kenntnisse" vorgesehen. 

§ 56 könnte also so gelesen werden, daß er die Vermittlung 

praktischer Fertigkeiten und praktischer Kenntnisse behan-

delt, während § 53 die Vermittlung von Fachwissen anspricht, 

das sich nicht in bloßen praktischen Kenntnissen erschöpft. 

Der Wissenschaftsrat geht davon aus, daß die beiden Stellen-

kategorien nicht nach dem Niveau der zu vermittelnden Tätig-

keiten unterschieden werden sollten, sondern danach, daß den 

Lehrkräften für besondere Aufgaben Ausbildungsaufgaben und 

keine Forschungsaufgaben obliegen, während die wissenschaft-

lichen Mitarbeiter für Dienstleistungen zur Verfügung stehen, 

die sich vorwiegend auf die Forschung und nur in den § 53 

Abs. 1 Satz 2 HRG beschriebenen Grenzen auf Ausbildungsauf-

gaben erstrecken. 

Wenn die Flexibilität der Hochschulen im Bereich der Ausbil-

dung nicht verloren gehen soll, muß die Zahl der auf Dauer 

nur mit Ausbildungsaufgaben beschäftigten Kräfte möglichst 

klein gehalten werden. Um das zu ermöglichen, sollten die 

zeitlich befristet eingestellten wissenschaftlichen Mitar-

beiter mit einem Teil ihrer Arbeitszeit stets auch in der 

Ausbildung eingesetzt werden. Für die Befriedigung des da-

rüber hinaus bestehenden Bedarfs sollten insbesondere Stu-

dienräte, die aus den Gymnasien für einiae Jahre an die Hoch-

schulen abgeordnet werden, sowie Lektoren, die nach einer be-

fristeten Anstellung in ihr Heimatland zurückkehren, be-

schäftigt und Lehraufträge an hauptberuflich außerhalb der 

Hochschule Tätige erteilt werden. Die befristete Beschäfti-

gung fremdsprachlicher Lektoren ist auch wegen der erhebli- 
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chen kulturpolitischen Bedeutung erwünscht, die diese Stel-

len für den Austausch junger Wissenschaftler mit dem Aus-

land haben. 

Verbleibt darüber hinaus noch ein ungedeckter Bedarf an 

weiteren Kräften für Unterrichtsaufgaben, so kommt die Ein-

stellung von Lehrkräften für besondere Aufgaben auf Dauer 

in Frage. Da diese Lehrkräfte überwiegend im Bereich der 

Ausbildung tätig sein sollen, können ihre Lehrverpflich-

tungen entsprechend hoch angesetzt werden. Mit den erfor-

derlichen Variationen für den Einzelfall kann von 16 Se-

mesterwochenstunden ausgegangen werden. 

Einstellungsvoraussetzung dieser Lehrkräfte sollte ihren 

Aufgaben entsprechend ein abgeschlossenes Hochschulstudium 

oder ein Äquivalent dafür sein. Hinzu kommen sollte in den 

Fächern, in denen es eine entsprechende Möglichkeit gibt, 

ein zweites Staatsexamen, hilfsweise der Erwerb von Lehr-

oder Praxiserfahrung auf andere Weise außerhalb der Hoch-

schule. 

Für nicht im höheren Dienst beschäftigte Fachlehrer gelten 

besondere Einstellungsvoraussetzungen, auf die hier nicht 

eingegangen zu werden brauchen. 

• 

• 
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III. Zur Oberleitung des vorhandenen Personals 

Die Überleitung des vorhandenen Personals in die neuen Stellen-

kategorien bietet eine Fülle von Problemen, auf die hier nicht 

vollständig eingegangen werden kann. Der Wissenschaftsrat be-

schränkt sich vielmehr darauf, - über die in § 75 HRG und im 

2. Gesetz zur Vereinheitlichung und Neuregelung des Besoldungs-

rechts in Bund und Ländern (2. BesVNG) vom 23.5.1975 enthaltenen 

Regelungen hinaus - einige Grundsätze für die überleitung aufzu-

stellen und für die großen Gruppen des wissenschaftlichen Perso-

nals beispielhaft zu zeigen, was aus der Anwendung dieser Grund-

sätze folgt. 

III. 1. Grundsätze 

Es dürfte selbstverständlich sein, daß kein Inhaber einer 

Stelle für wissenschaftliches Personal durch die Überleitung 

eine Verschlechterung seiner Rechtsstellung erfahren darf. 

Dieser "Besitzstandswahrung" muß allerdings der Grundsatz 

entsprechen, daß im Zuge der Überleitung auch keine unrich-

tigen Neubewertungen der bisherigen Dienstaufgaben von Stel-

leninhabern vorgenommen werden dürfen, die zu sachlich nicht 

gerechtfertigten Verbesserungen der Rechtsstellung führen. 

Geht man hiervon aus, so ergibt sich, 

- daß das auf Dauer angestellte wissenschaftliche Personal 

in Dauerstellen überführt werden muß, 

- daß das befristet angestellte wissenschaftliche Personal 

grundsätzlich auch weiterhin befristet tätig bleiben soll. 

Würden befristete Beschäftigungsverhältnisse bei der Überlei-

tung in größerem Umfang in unbefristete Beschäftigungsverhält-

nisse umgewandelt, so würden die oben erläuterten negativen 

Folgen für die Anpassungsfähigkeit der Hochschulen an neuere 

Entwicklungen und für die Qualität von Forschung und Lehre 

eintreten (vgl. Abschnitt II. 3. a, S. 23 ff.). 
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Ein Wissenschaftler darf bei der Überleitung nur dann in eine 

andere Stellenkategorie als der seinem bisherigen Anstellungs-

verhältnis entsprechenden überführt werden, wenn er die Quali-

fikationsanforderungen erfüllt, die bei der Neueinstellung 

eines Bewerbers für eine entsprechende Stelle gestellt wer-

den. Ob der überzuleitende Wissenschaftler diesen Qualifika-

tionsanforderungen entspricht, ist nach den gleichen Regeln 

7u überprüfen wie bei Neueinstellungen. Das gilt insbesondere 

aber keineswegs nur für Professorenstellen. 

Grundsätzlich kann das wissenschaftliche Personal entschei-

den, ob es in die neuen Stellen übergeleitet oder in den bis-

herigen stelltingen verbleiben möchte. 

Wie oben ausgeführt (vgl. Abschnitt I, S. 4 ff.) hat sich die 

Situation des wissenschaftlichen Nachwuchses an den Hochschu-

len insofern grundlegend geändert, als die Aussichten, auf 

eine Professorenstelle berufen zu werden oder auch nur eine 

andere Dauerstelle im Hochschulbereich zu erlangen, sich er-

heblicn verschlechtert haben. In den Hochschulen ist daher 

eine große Zahl von Kräften tätig, die die Entscheidung für 

einen Beruf als Hochschullehrer oder Wissenschaftler schon 

vor mehreren Jahren unter anderen Voraussetzungen und mit Er-

wartungen getroffen haben, die jetzt nicht mehr oder kaum noch 

erfüllt werden können. Bei voller Anerkennung der Fürsorge-

pflicht des Staates für diese Kräfte steht der Wissenschafts-

rat auf dem Standpunkt, daß ihre Weiterbeschäftigung und ge-

gebenenfalls Versorgung nicht durch überleitung in Stellen ge-

regelt werden darf, für die sie nicht ausreichend qualifiziert 

sind. Die überleitung darf unter keinen Umständen soziale Ver-

sor9ungsfunktionen erfüllen. Hierfür sollten unabhängig von 

der überleitung anderweitige Regelungen getroffen werden. 
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III. 2. Anwendung 

Im folgenden soll für die großen Gruppen des wissenschaft-

lichen Personals gezeigt werden, was aus der Anwendung der 

dargestellten Grundsätze für die Überleitung folgt, ohne 

daß die Fülle der denkbaren Differenzierungen ausgeschöpft 

werden kann. 

a) Auf Dauer angestelltes wissenschaftliches Personal 

• (1) Auf Lebenszeit angestellte Beamte werden in entsprechen-

de Beamtenstellen neuer Art eingewiesen. 

Das ist unproblematisch für die Professoren, für die § 75 

Abs. 2 HRG eine bindende Regelung ohne größere Interpreta-

tionsspielräume enthält. 

• 

Probleme bietet dagegen die Überleitung der Akademischen 

Räte, Oberräte und Direktoren, der beamteten Lektoren, 

der Studienräte im Hochschuldienst etc. Soweit diese auf-

grund ihres Dienstverhältnisses Aufgaben in Forschung und 

Lehre überwiegend und selbständig hauptamtlich wahrnehmen, 

könnten sie nach Maßgabe des § 75 Abs. 3 HRG übergeleitet 

werden. Der Wissenschaftsrat empfiehlt, in diesen Fällen die 

überprüfung der Einstellungsvoraussetzungen und der Quali-

fikation in einem berufungsähnlichen Verfahren mit auswär-

tigen Gutachten durchzuführen. 

In allen anderen Fällen schlägt der Wissenschaftsrat aus 

hochschulpolitischen Gründen vor, Akademische Räte, Ober-

räte und Direktoren, beamtete Lektoren, Studienräte im Hoch-

schuldienst etc. je nach der wahrgenommenen Funktion in Stel-

len für wissenschaftliche Mitarbeiter oder Stellen für Lehr-

kräfte für besondere Aufgaben überzuleiten. Diese Art der 

Überleitung wird dem Anliegen am besten gerecht, daß die 
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Rechtsstellung eines Stelleninhabers weder verschlechtert 

werden darf noch verbessert werden sollte. 

(2) Probleme bieten auch die Universitätsdozenten etc., 

die als Beamte auf Widerruf angestellt sind. Ihr Dienst-

verhältnis kann an sich widerrufen werden; tatsächlich sind 

solche Dienstverhältnisse in den vergangenen Jahren aber nur 

in seltenen Ausnahmefällen widerrufen worden, so daß die In-

haber solcher Stellen quasi als Dauerkräfte angesehen wer-

den müssen. 

Auf diese Gruppe trifft § 75 Abs. 3 HRG in der Regel voll 

zu. Universitätsdozenten nehmen fast immer Aufgaben im Sin-

ne des § 43 Abs. 1 HRG wahr und erfüllen regelmäßig auch 

die Einstellungsvoraussetzungen als Professor. Sie können 

daher grundsätzlich als beamtete Professoren neuer Art über-

nommen werden. Damit ist allerdings eine Verbesserung ihrer 

Rechtsstellung verbunden, die nur dann gerechtfertigt wer-

den kann, wenn das Vorliegen der Einstellungsvoraussetzungen 

und der jualifikation nach den gleichen Regeln überprüft wird 

wie bei Neueinstellungen. 

Es wird daher empfohlen, Universitätsdozenten unter den Vor-

aussetzungen des § 75 Abs. 3 HRG nur dann als beamtete Pro-

fessoren neuer Art zu übernehmen, wenn das Vorliegen der 

Einstellungsvoraussetzungen und der Qualifikation in jedem 

Einzelfall in einem berufungsähnlichen Verfahren mit aus-

wärtigen Gutachten etc. überprüft worden ist. Universitäts-

dozenten, deren Berufung in diesem Verfahren nicht vorge-

schlagen wird, verbleiben in ihren bisherigen Stellungen. 

b) Befristet angestelltes wissenschaftliches Personal 

(1) Eine befristete Anstellung ist bei Beamten sowohl in 

der Form des Beamten auf Zeit möglich, dessen Dienstverhält- 
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nis nach Ablauf der Frist von selbst erlischt, als auch in 

der Form des Beamten auf Widerruf, dessen Dienstverhältnis 

jederzeit oder nach Ablauf bestimmter Fristen widerrufen 

werden kann. 

Für die wissenschaftlichen Assistenten und die Assistenzpro-

fessoren empfiehlt der Wissenschaftsrat eine Regelung, die 

unabhängig davon gilt, ob die Assistenten bzw. Assistenzpro-

fessoren habilitiert sind oder nicht. Für bestimmte habili-

tierte Assistenten und Assistenzprofessoren wird zusätzlich 

eine Sonderregelung vorgesehen. 

Wissenschaftliche Assistenten sollten bis zum Ablauf ihrer 

Dienstzeit, die nach den bisherigen Regelungen und unter den 

bisherigen Voraussetzungen verlängert werden sollte, in ihren 

bisherigen Stellungen bleiben. Unter den Voraussetzungen von 

75 Abs. 5 HRG können sie in Hochschulassistentenstellen 

übergeleitet werden. Dabei sollte ihnen ein Teil ihrer bis-

herigen Dienstzeit als wissenschaftlicher Assistent auf die 

Beschäftigungsdauer als Hochschulassistent angerechnet 

werden. 

Für Assistenzprofessoren sollte grundsätzlich das gleiche gelten 

wie für wissenschaftliche Assistenten. Danach könnten sie unter 

den Voraussetzungen von § 75 Abs. 5 HRG in Hochschulassistenten-

stellen übergeleitet werden; allerdings sollte ihnen im Unter-

schied zu den wissenschaftlichen Assistenten die Beschäftigungs-

zeit als Assistenzprofessor voll auf die Beschäftigungszeit als 

Hochschulassistent angerechnet werden. Sofern sie nicht in Hoch-

schulassistentenstellen übergeleitet werden, verbleiben sie in 

ihrem bisherigen Dienstverhältnis. 

Die folgenden Erwägungen gelten für bestimmte habilitierte 

Assistenten und Assistenzprofessoren: 
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In Abschnitt II. 1. d. (S. 14 f.) empfiehlt der Wissen-

schaftsrat)auf drei Jahre befristete Professorenstellen 

der Besoldungsgruppe C 2 einzuführen; sie sollen habili-

tierten Hochschulassistenten die Möglichkeit geben, sich 

für die Berufung in eine Professorenstelle auf Lebenszeit 

zu bewähren, wenn dazu die Zeit zwischen ihrer Habilita-

tion und dem Ende des Dienstverhältnisses zu kurz war. 

Gleichzeitig soll das befristete Dienstverhältnis als Pro-

fessor so kurz sein, daß die Gedanken der Betroffenen nach-

drücklicn auf Beschäftigungsmöglichkeiten außerhalb der 

Hochschulen gelenkt werden. 	 • 
Bis vor einigen Jahren wurde die Funktion solcher Stellen weit-

gehend von den Diätendozenturen erfüllt. Sie haben sie jedoch 

mehr und mehr verloren, seit mit dem Rückgang der Zahl jährlich 

zu besetzender Professorenstellen Inhaber von Diätendozenturen 

immer länger auf ihnen verbleiben. Auf der anderen Seite hat 

die Zahl der Habilitationen in den letzten Jahren jedenfalls 

nicht merklich abgenommen. Es gibt daher eine Reihe von habi-

litierten wissenschaftlichen Assistenten und Assistenzprofes-

soren, deren Zahl in den einzelnen Fächergruppen unterschied-

lich groß, insbesondere in den Geisteswissenschaften jedoch 

sehr beträchtlich ist. Ihre Dienstverhältnisse können in der • 

Regel nicht verlängert werden, wenn sie das Qualifikations-

ziel erreicht haben. 

Es besteht daher die Gefahr, daß die Universitäten auf Grund 

einer einmaligen, schwierigen Umstellungssituation auch die-

jenigen unter den habilitierten Nachwuchskräften verlieren, 

die in der Vergangenheit auf Grund ihrer besonderen wissen-

schaftlichen Qualität nach ihrer Bewährung in einer Diäten-

dozentur mit einem Ruf hätten rechnen können und denen nach 

Auffassung des Nissenschaftsrates iA Zukunft die Möglichkeit 

zur Bewährung in einer Professorenstelle auf Zeit gegeben wer-

den soll. 
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Jede Maßnahme, mit der im Rahmen einer Überleitung ein solcher 

Verlust von den Universitäten abgewendet wird, muß allerdings 

streng auf eben diesen Zweck begrenzt werden und darf keines-

falls dazu führen, daß den in Zukunft zu habilitierenden Hoch-

schulassistenten die Möglichkeit zur Bewährung in einer Zeit-

stelle genommen wird. Dem kann insbesondere dadurch begegnet 

werden, daß die Dienstverhältnisse, in welche habilitierte 

wissenschaftliche Assistenten - wenn überhaupt - übergeleitet 

werden, wie oben vorgeschlagen auf drei Jahre befristet werden 

und darüber hinaus ein Teil dieser Stellen von Anfang an für 

die sich in Zukunft habilitierenden Hochschulassistenten vor- • 	behalten bleibt. 
Der viissenschaftsrat empfiehlt daher, einen Teil der habili-

tierten wissenschaftlichen Assistenten und Assistenzprofessoren 

in auf drei Jahre befristete Dienstverhältnisse ohne die Mög-

lichkeit einer Verlängerung überzuleiten; dabei gelten die 

Grundsätze, 

- daß von den Stellen, die für die Bewährung habilitierter 

Nochschulassistenten bestimmt sind, im Rahmen der überleitung 

höchstens zwei Drittel besetzt werden; 

- daß das Verfahren der Überleitung den Kriterien des "kleinen • 	Berufungsverfahrens" genügt. 
Der Wissenschaftsrat ist in Konsequenz seiner Ausführungen in 

Abschnitt II. 1. d (S. 14 ff.) der Auffassung, daß es sich hier 

um Professorenstellen auf Zeit handeln sollte, gerade weil ih-

re Inhaber sich in der Wahrnehmung der Aufgaben von Professoren 

bewähren sollen. 

(2) Für befristet beschäftigte wissenschaftliche Angestellte 

sollte entsprechendes wie für befristet beschäftigte Beamte 

gelten. Die Mehrzahl der Angestellten wird je nach der wahr-

genommenen Funktion in Stellen für wissenschaftliche Mitar- 
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beiter oder für Lehrkräfte für besondere Aufgaben überzulei-

ten sein, ohne daß sich an der Befristung des Dienstverhält-

nisses etwas ändert. 

III. 3. Umwandlung von Stellen 

Die Umgestaltung der derzeitigen Personalstruktur nach den 

Gr-indsätzen des Hochschulrahmengesetzes wird eine große Zahl 

von Stellenumwandlungen erforderlich machen. Dabei geht es 

insbesondere um die fast 29.000 Stellen für wissenschaft-

liche Assistenten, die als solche nicht erhalten bleiben 

können. Zu einem Teil sind sie in Stellen für Hochschul-

assistenten umzuwandeln, zu einem anderen Teil in Stellen 

für wissenschaftliche Mitarbeiter. 

Der Wissenschaftsrat hält es für unbedingt erforderlich, 

daß bei den Stellenumwandlungen die bisherige Ausbildungs-

kapazität und die bisherige Forschungskapazität erhalten 

bleiben. Das ist nur möglich, wenn bei der Stellenumwand-

lung prinzipiell das Lehrangebot der Stellen für wissen-

schaftliches Personal insgesamt nicht verändert wird und 

die Gesamtzahl dieser Stellen auch bei strukturellen Ver-

änderungen nicht abnimmt. Ferner darf der gegenwärtige Per-

sonalkostenrahmen durch die Neustrukturierung nicht ausge-

weitet werden. 

Soweit bei der Umwandlung auf Dauer zu besetzende Stellen 

für Professoren, wissenschaftliche Mitarbeiter oder Lehr-

kräfte für besondere Aufgaben geschaffen werden, gewinnen 

die zeitlichen Aspekte der Umwandlung zentrale Bedeutung. 

Einerseits werden mit diesen Stellen Beschäftigungsmöglich-

keiten für den derzeit vorhandenen und auf unbefristete An-

stellung wartenden wissenschaftlichen Nachwuchs geschaffen. 

Andererseits hätte eine alsbaldige Besetzung dieser Stellen 

• 

• 
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eine weitere Verformung der Alterspyramide an den Hochschulen 

durch erneute Verstärkung der jüngeren Jahrgänge zur Folge. 

Dies würde die Möglichkeit, das wissenschaftliche Personal 

der Hochschulen in den dann folgenden Jahren durch laufende 

Aufnahme jüngerer Wissenschaftler zu ergänzen und zu erneu-

ern, noch weiter verschlechtern. 

Es kommt deswegen darauf an, die Umwandlungen über einen langen 

Zeitraum zu erstrecken und sehr allmählich mit dem Ziel vor-

zunehmen, das hierdurch gewonnene Maß an Beweglichkeit für 

die Verbesserung und Normalisierung des Altersaufbaus des 

wissenschaftlichen Personals an den Hochschulen und für die 

Zufuhr junger, innovationsfähiger Kräfte in die Hochschulen 

zu nutzen. 

• 
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Anlagen 

1. Aufgaben der Fachhochschulen nach den derzeitigen Hoch-

schulgesetzen der Länder 

2. Aufteilung der Stellen für wissenschaftliches Personal 

der Universitäten und Gesamthochschulen in Dauerstellen 

und Zeitstellen (ohne Humanmedizin, zentrale Einrich-

tungen und Hochschulverwaltung) 1976 

• 
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Aufgaben der Fachhochschulen 

nach den derzeitigen Hochschulgesetzen 

der Länder 

- Gesetz über die Fachhochschulen im Lande Baden-Württemberg 

vom 21.12.1971, § 1 Abs. 1: 

• 
Die Fachhochschulen bereiten auf eine berufliche Tätigkeit vor, 

die die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und wissen-

schaftlicher Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer Ge-

staltung erfordert. Im Rahmen ihres Bildungsauftrags nehmen 

die Fachhochschulen Forschungs- und Entwicklungsaufgaben wahr. 

Die Fachhochschulen dienen auch dem weiterbildenden Studium; 

sie beteiligen sich an Veranstaltungen der Weiterbildung. 

- Bayerisches Hochschulgesetz vom 21.12.1973, Art. 1 Abs. 1 

Satz 1-3 und 6: 

Das Hochschulwesen dient der Pflege und Entwicklung der Wis-

senschaften und der Künste durch Forschung, Lehre und Studium. 

Die Hochschulen bereiten auf eine berufliche Tätigkeit vor, 

• welche die Anwendung wissenschaftlicher Erkenntnisse und wis-

senschaftlicher Methoden oder die Fähigkeit zu künstlerischer 

Gestaltung erfordert. Hierzu tragen die verschiedenen Hoch-

schulen entsprechend ihrer besonderen Aufgabenstellung bei. .. 

Die Fachhochschulen vermitteln durch anwendungsbezogene Lehre 

eine Bildung, die zur selbständiger Anwendung wissenschaft-

licher Methoden und künstlerischer Tätigkeiten in der Berufs-

praxis befähigt. 

- Gesetz über die Fachhochschulen im Lande Berlin vom 27.11.197o, 

§ 2 Abs. 1 bis 3: 
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Die Fachhochschulen vermitteln durch anwendungsbezogene Lehre 

auf wissenschaftlicher Grundlage im Zusammenwirken von Lehren-

den und Lernenden eine Bildung, die die Studenten zur Anwen-

dung wissenschaftlicher Methoden und Erkenntnisse im Beruf be-

fähigt und sie auf ihre Verantwortung in einer freiheitlichen 

demokratischen Gesellschaftsordnung im Sinne des Grundgesetzes 

vorbereitet. 

Die Beteiligung der Lehrkräfte der Fachhochschulen der Forschung, 

die an wissenschaftlichen Hochschulen erfolgt, regelt sich nach 

den gemäß § 42 Abs. 1 Nr. 6 zu erlassenden Richtlinien; im übri • - 

gen können Fachhochschulen im Rahmen ihres Bildungsauftrages 

anwendungsbezogene Forschungsarbeiten durchführen, soweit ihr 

Lehrauftrag nicht beeinträchtigt wird. 

Die Fachhochschulen geben die Möglichkeit der Weiterbildung, 

Sie wirken an der Erwachsenenbildung mit und fördern die inter-

nationale Zusammenarbeit auf ihrem Gebiet. 

- Gesetz über die Fachhochschulen der Freien Hansestadt Bremen 

vom 30. Juni 197o, § 1 Abs. 3: 

Die Fachhochschulen dienen der Lehre und der Weiterbildung. 

Sie vermitteln eine Bildung auf wissenschaftlicher oder künst-

lerischer Grundlage und bereiten auf Berufe vor. Im Rahmen ihres 

Bildungsauftrages können sie Forschungs- und Entwicklungsarbeiten 

durchführen. 

-.Gesetz über die Fachhochschule Hamburg in der Fassung vom 

24.4.1973, § 1 Abs. 1 bis 3: 

Die Fachhochschule Hamburg hat die Aufgabe, eine fachliche Aus-

bildung auf wissenschaftlicher oder künstlerischer Grundlage 

zu vermitteln. Das Ziel der Ausbildung ist die Anwendung wissen-

schaftlicher Methoden und Erkenntnisse in einer selbständigen 

Berufstätigkeit. 
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Im Rahmen ihres Bildungsauftrags kann die Fachhochschule ei-

gene Untersuchungen durchführen und praxisnahe Forschungs-

und Entwicklungsaufgaben wahrnehmen. 

Die Fachhochschule wirkt bei der Erwachsenenbildung mit und 

gibt die Möglichkeit zur Weiterbildung, Vertiefung und Ergän-

zung einer Ausbildung. 

- Gesetz über die Fachhochschulen im Lande Hessen vom 15.7.197o, 

§ 1 Abs. 1 bis 2: 

Die Fachhochschulen vermitteln eine auf den Erkenntnissen der 

wissenschaftlichen Forschung beruhende Bildung. 

Die Fachhochschulen können Forschungs- und Entwicklungsaufgaben 

wahrnehmen, soweit die Erfüllung ihres Bildungsauftrages dadurch 

gefördert und ihr Lehrauftrag nicht beeinträchtigt wird. 

- Gesetz über die Fachhochschulen im Lande Nordrhein-Westfalen 

vom 29.7.1969, § 2 Abs. 1: 

Die Fachhochschulen vermitteln durch praxisbezogene Lehre eine auf 

wissenschaftlicher oder künstlerischer Grundlage beruhende Bil-

dung, die zu selbständiger Tätigkeit im Beruf befähigt. Sie 

können im Rahmen ihres Bildungsauftrages eigene Untersuchungen 

durchführen sowie Forschungs- und Entwicklungsaufgaben wahr-

nehmen. Sie nehmen in diesem Rahmen Aufgaben der Weiterbildung 

wahr und arbeiten dabei mit den in der Region befindlichen Ein-

richtungen der Weiterbildung zusammen. 

- Landesgesetz über die Fachhochschulen in Rheinland-Pfalz vom 

1.6.197o, § 1 Abs. 4: 
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Fachhochschulen vermitteln eine praxisbezogene Bildung, die zu 

sachgemäßer und selbständiger Anwendung wissenschaftlicher Me-

thoden und Erkenntnisse in Beruf und Gesellschaft befähigen soll. 

Sie dienen auch der Fort- und Weiterbildung. Die Studiengänge 

einer Fachhochschule bedürfen der Anerkennung des Kultusministers. 

- Gesetz Nr. 903 über die Fachhochschule des Saarlandes vom 

25.2.197o, § 2 Abs. 1 und 2: 

Die Fachhochschule vermittelt durch praxisbezogene Lehre eine 

auf wissenschaftlicher oder künstlerischer Grundlage beruhende 

Bildung, die zu selbständiger Tätigkeit im Beruf efähigt. 

Die Fachhochschule kann im Rahmen ihres Bildungsauftrages eigene 

Untersuchungen und Entwicklungsaufträge durchführen. 

- Gesetz über die Hochschulen im Lande Schleswig-Holstein vom 

2.5.1973, § 114 Abs. 1: 

Die Fachhochschulen Flensburg, Kiel und Lübeck nehmen die 

gaben nach § 2 in ihren jeweiligen Fachrichtungen wah , indem 

sie durch anwendungsbezogene Lehre eine auf wissenschaftlicher 

oder künstlerischer Grundlage beruhende Bildung vermitteln, die 

zu selbständiger Tätigkeit im Beruf befähigt. Sie können For-

schungsaufträge ausführen, soweit dies ihrem Lehrauftrag dient. 
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Aufteilung der Stellen für wissenschaftliches Personal der 

Universitäten und Gesamthochschulen in Dauerstellen und 

Zeitstellen (ohne Humanmedizin, zentrale Einrichtungen und 

Hochschulverwaltung) 

1976 

(1) Stellen insgesamt bei einem Anteil der Dauerstellen bei den 
wissenschaftlichen Angestellten (Teil der wissenschaftlichen 
Mitarbeiter) von 80 % • 

Professoren
1) 

12.364 12.364 100 

Beamte auf Widerruf
2) 

2.468 2.468 100 

Dauerkräfte
3) 

6.410 5.944
4)  

92,7 

Assistenzprofessoren, wissen-
schaftliche Assistenten 14.915 

Beamtete wissenschaftliche 
Mitarbeiter 578 578 100 

Zusammen 36.735 21.354 58,1 

Wissenschaftliche Mitarbeiter 
im Angestelltenverhältnis 6.661 5.329 80,0 

Insgesamt 43.396 26.683 61,5 

(2) Stellen insgesamt bei einem Anteil der Dauerstellen 
bei den wissenschaftlichen Angestellten von 50 % 

Professoren
1)

, Beamte auf Wi-
derruf2), Dauerkräfte3), Assi-
stenzprofessoren, wissen-
schaftliche Assistenten, be-
amtete wissenschaftliche Mit- 
arbeiter 	 36.735 	21.354 	58,1 

Wissenschaftliche Mitarbeiter 
im Angestelltenverhältnis 	 6.661 	3.331 	50 

Insgesamt 	 43.396 24.685 56,9 

466
5)  

7,3 

14.915 100 

15.381 41,9 

1.332 20,0 

16.713 38,5 

15.381 41,9 

3.330 50 

18.711 43,1 
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20,0 

53,9 

• 63,1 
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(3) Stellen ohne Stellen für Professoren
1) und Beamte auf Widerruf

2) 

bei einem Anteil der Dauerstellen bei den wissenschaftlichen An- 

15.381 

1.332 

16.713 

(4) Stellen ohne Stellen für Professoren
1) 

und Beamte auf Widerruf
2) 

bei einem Anteil der Dauerstellen bei den wissenschaftlichen An- 

gestellten von 80 % 

Jauerkräfte
3)
, Assistenzpro-

fessoren, wissenschaftliche 
Assistenten, beamtete wis-
senschaftliche Mitarbeiter 24.371 8.990 36,9 

Wissenschaftliche Mitarbeiter 
im Angestelltenverhältnis 6.661 5.329 80,0 

Insgesamt 31.032 14.319 46,1 

gestellten von 50 % 

Dauerkräfte
3)
, Assistenzpro-

fessoren, wissenschaftliche 
Assistenten, beamtete wis-
senschaftliche Mitarbeiter 24.371 8.990 36,9 15.381 

Wissenschaftliche Mitarbeiter 
im Angestelltenverhältnis 6.661 3.331 50 3.330 

Insgesamt 31.032 12.321 39,7 18.711 

63,1 

50 

60,3 

• 
1) Ordentliche und außerordentliche Professoren, Abteilungsvorsteher und Pro-
fessoren, Wissenschaftliche Räte und Professoren, Direktoren und Professoren 
als Leiter von Kunsthochschulen, Professoren an Pädagogischen, Kunst- und 
Fachhochschulen. - 2) Universitäts- und Hochschuldozenten sowie Oberassisten-
ten, -ärzte und -ingenieure. - 3) Akademische Direktoren, Oberräte und Räte, 
Studienräte und Oberstudienräte im Hochschuldienst, Lektoren, Studienleiter 
sowie sonstige hauptamtliche Lehrkräfte. - 4) Beamtenstellen. - 5) Stellen 
für Angestellte. 


